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Quartier am Wiener Platz 
(ehem. Schoch-Areal)

Baufeld Nord in Stuttgart Feuerbach
Exposé


Konzeptverfahren zum Festpreis bzw. wahlweise zur Bestellung eines Erbbaurechts 
Landeshauptstadt Stuttgart
Amt für Liegenschaften und Wohnen

Heustraße 1

70174 Stuttgart
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Frau Schulz
Telefon: 
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Teil A
Allgemeine Konzeptwettbewerbsbedingungen
A.1 Vorbemerkung

A.1.1 Geographische Einordnung / Standort-Makrodaten

Die Stadt Stuttgart ist Landeshauptstadt des Bundeslandes Baden-Württemberg und zugleich Mittelpunkt der Region Stuttgart, einem der wichtigsten europäischen Ballungsräume. Der Ballungsraum umfasst eine Bevölkerung von rund 2,7 Millionen Menschen und zählt zu den wirtschaftlich stärksten Regionen in Deutschland. Die große wirtschaftliche Stärke stützt sich dabei sowohl auf eine weltweit anerkannte Investitionsgüterindustrie als auch auf den stetig wachsenden Dienstleistungssektor. Im tertiären Bereich ist in den kommenden Jahren ein deutliches Wachstum zu erwarten, insbesondere in den Bereichen Verwaltung und Medien, Forschung und Entwicklung und im Bereich des Ingenieur- und Architekturwesens. 

Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in Stuttgart beträgt rund 396.516 (210.000 davon sind Pendler). Die Arbeitslosigkeit in Stuttgart lag im Jahr 2017 bei 4,5 % (Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt). Die einzelhandelsrelevante Kaufkraft pro Einwohner in der Landeshauptstadt Stuttgart lag im Jahr 2016 bei 7.137 Euro (Quelle: IHK Region Stuttgart). Die Einwohnerzahl der Stadt Stuttgart ist seit 2004 gestiegen und lag am 30.04.2017 bei 610.280. Für die demographische Entwicklung der Region sagen die Prognosen ein stabiles Wachstum voraus. 

[image: image3.emf]
Für die Region und die Stadt Stuttgart können abschließend folgende wesentliche Standortvorteile zusammengefasst werden: 

· Hightech-Region Nr. 1 in Europa, 

· exportstärkste Region Deutschlands, 

· hohe Kaufkraft,

· moderne Infrastruktur und überdurchschnittlicher Dienstleistungsstandard, 

· starke Investitionsgüterindustrie, 

· attraktiver Wohnstandort mit reizvoller Umgebung. 

A. 1.2 Geographische Einordnung / Mikrostandort 

Stadtteil Stuttgart-Feuerbach
Das Stadtgebiet der Stadt Stuttgart ist in 23 Stadtbezirke unterteilt und hat 17 Bezirksrathäuser. Die Innenstadt-Bezirke werden über die Zentralverwaltung verwaltet. 

Im Stadtbezirk Feuerbach leben ca. 30.000 Einwohner. Stuttgart-Feuerbach grenzt im Norden an den Stadtbezirk Stuttgart-Zuffenhausen, im Westen an die Stadtbezirke Stuttgart-Weilimdorf und Stuttgart-Botnang, im Süden an den Stadtbezirk Stuttgart-Nord und im Osten an Stuttgart-Bad Cannstatt und Stuttgart-Nord. Das Projektareal befindet sich inmitten des Stadtteils Feuerbach.
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Infrastruktur und Versorgung

Die Nahversorgung des Projektareals ist durch die Geschäfte an der Stuttgarter Straße, die unmittelbar südlich des Projektareals verläuft, gesichert. In Feuerbach befinden sich eine Vielzahl von Gaststätten und Kultureinrichtungen, wie beispielsweise dem freien Musikzentrum Feuerbach. Das Projektareal liegt im Einzugsbereich des Grundschulbezirks der Hattenbühlschule. Außerdem befinden sich im Stadtbezirk Stuttgart-Feuerbach eine Vielzahl von weiterführenden Schulen, darunter zwei Gymnasien und mehrere berufliche Schulen. Durch ihre gute ÖPNV Anbindung ist die Stuttgarter Innenstadt innerhalb weniger Minuten zu erreichen. 

Anschluss an den ÖPNV

Das Plangebiet liegt direkt im Einzugsbereich der S-Bahn, U-Bahn sowie der Bus-Haltestelle „Feuerbach“ (S4, S5, S6, S60; U6, U13; Buslinien: 91, 401, 501, 502, 503, 591, N3).
Der Hauptbahnhof Stuttgart ist mit der S-Bahn in 9 Minuten zu erreichen.
Bodenrichtwerte Stadtbezirk Stuttgart-Feuerbach





A.2 Gegenstand des Konzeptwettbewerbs


Gegenstand des Konzeptwettbewerbes ist der Erwerb zum Festpreis oder wahlweise die Bestellung eines Erbbaurechts an den Entwicklungsbereiche BN1 und BN2 des Quartiers am Wiener Platz. Das zu erwerbende Grundstück hat insgesamt ca. 1.700 m² Grundstücksfläche und besteht aus Teilflächen der Flurstücke 3118/1, 3118/2, 3118/3, 3108, 3108/1 sowie 3111 der Gemarkung Stuttgart-Feuerbach. Das Grundstück kann nur insgesamt erworben werden bzw. es kann nur insgesamt ein Erbbaurecht hieran bestellt werden. Angebote für Teilflächen sind nicht zugelassen. 
Der Grundstückswert nach Sanierung (inkl. Ausgleichsbetrag von 83.805 €) beträgt ca. 2.035 €/m² somit insgesamt 3.460.000 € (=Festpreis).
Erbbaurecht:

Grundlage der Berechnung ist der Verkehrswert. Für den freifinanzierten Wohnungsbauteil gilt ein Erbbauzins von 4 %, für den gewerblichen Teil beträgt der Erbbauzins anteilig auf die Gewerbefläche gerechnet 7 %. 

Ziel ist es, im Konzeptwettbewerb entsprechende konzeptionelle Angebote zu erhalten, die die städtebaulichen sowie energetischen Anforderungen wiederspiegeln. 



Auf dem Entwicklungsbereich BN1 und BN2 sind folgende Nutzungen vorgesehen:

· Bis zu 80 % Gewerbe / Nicht-Wohnen (GF bis zu ca. 6.600 m²) - (Gewerbe/ Büro/ Kreativwirtschaft, ggf. Handel/ Gastronomie), im Erdgeschoss publikumsbezogene, in den öffentlichen Raum orientierte und aktivierende Nutzungen. 

· Mind. 20 % Wohnen (GF mind. 1.670 m²), LBO-Spielfläche auf dem Dach. 

· 2 ambulant betreute Wohngemeinschaften für Menschen mit Pflegebedarf für mindestens 8 Personen, vorzugsweise im Westteil von BN2 (Nettofläche jeweils mind. 250 m² zzgl. Freifläche durch Balkon oder Dachgarten für ca. 10 Personen). 

· Beratungszentrum Jugend und Familie für Feuerbach und Weilimdorf mit insgesamt 1.242 m². Hiervon sind 207 m² für Stadtteilräume vorzusehen. 

· Penthouse Wohnungen in den beiden obersten Geschossen wünschenswert.
· Gemeinschaftstiefgarage im Untergeschoss für PKW – und Fahrradabstellplätze sowie für Nebenräume (tlw. Unterbauung des öffentlicher Straßenraum möglich).
· Ein unterirdischer Raum für eine geplante Energiezentrale mit ca. 150 m² (Unterbauung öffentlicher Straßenraum „Dornbirner Platz“).
· Ein unterirdischer Raum für den Betrieb einer Grundwasserreinigungsanlage (GWRA) mit einer Grundfläche ≥ 80 m² (ca. 8 m x 10 m) und einer lichten Raumhöhe ≥ 2,50 m.
Eine detaillierte Beschreibung der geforderten Bebauung folgt in Teil C. 
A.3 Art des Verfahrens

Gegenstand der ausgeschriebenen Leistung ist der Erwerb zu Festpreis bzw. die Bestellung eines Erbbaurechts an dem genannten Grundstück sowie die Realisierung und Vermarktung der geplanten Bebauung auf eigenes wirtschaftliches Risiko des Erwerbers. Dies auf Grundlage einer Ausarbeitung von Entwurfsvorschlägen für die Neubebauung des Grundstücks.
Die Grundstücksvergabe beinhaltet eine Bauverpflichtung. Ferner werden die konzeptionellen Qualitäten im Rahmen des späteren Kaufvertrages durch Vertragsstrafen gesichert. 

Das Verfahren wird wie folgt durchgeführt: 
Phase 1 (Interessenbekundung):
Die erste Verfahrensstufe dient der Bekundung des Interesses. Ferner dient sie dem Nachweis der Leistungsfähigkeit durch Vorlage entsprechender Referenzenprojekte. 

Die Vorstufe dient der Auswahl der Bewerber, die im weiteren Verfahren teilnehmen können. 



Phase 2 (Konzeptwettbewerbsverfahren): 
Die auf der Grundlage dieser Konzeptwettbewerbsunterlagen erarbeiteten und fristgemäß eingereichten Konzeptangebote bzw. Alternativen werden geprüft und anhand der unter A.10 genannten Zuschlagskriterien und Gewichtung gewertet. Alternativangebote sind nicht zulässig. 

Es handelt sich ausdrücklich nicht um ein Verfahren nach RPW (Richtlinie für Planungswettbewerbe). Das Konzeptverfahren ist aber in Anlehnung an die Richtlinie für Planungswettbewerbe gemäß dem Merkblatt des Amtes für Stadtplanung und Stadterneuerung durchzuführen. Das Merkblatt wird mit Zulassung zu Phase 2 versandt. 
Die Landeshauptstadt Stuttgart behält sich vor mit Bietern Verhandlungsgespräche zur Aufklärung des Angebotsinhalts zu führen. Dabei kann die Landeshauptstadt Stuttgart die Bieter auffordern, ihre Angebote auf der Grundlage der Verhandlungsergebnisse zu überarbeiten. Ein Anspruch der Bieter auf das Führen von Verhandlungen besteht nicht. 
Die Landeshauptstadt Stuttgart behält sich vor, Verhandlungen zur Aufklärung und Weiterentwicklung der Angebote nur mit den Bietern zu führen, deren Angebot nach der Bewertung bestplatziert ist. 

Die Landeshauptstadt Stuttgart beabsichtigt, mit dem Erstplatzierten dieses Konzeptwettbewerbs einen Grundstückskaufvertrag bzw. Erbbaurechtsvertrag abzuschließen. Nach Vorlage der ausgehandelten Verträge müssen diese durch die Gremien der Landeshauptstadt Stuttgart genehmigt werden. Insoweit stehen die Vertragsabschlüsse unter dem Genehmigungsvorbehalt dieser Gremien. Für den Grundstückskaufvertrag besteht zudem der Vorbehalt, dass die Landeshauptstadt Stuttgart Grundstücke unter Verkehrswert nicht veräußern darf.

Wird die Genehmigung der Gremien nicht erteilt, wird das Vergabeverfahren aufgehoben. In diesem Fall sind etwaige Schadenersatzansprüche von Bietern gegen die Landeshauptstadt Stuttgart ausgeschlossen. 

Das Verfahren zur Änderung des Bebauungsplans ist bereits eingeleitet. Siehe Kapitel C.
Die Verfahrenssprache ist deutsch. 

Verlautbarungen jeder Art über Inhalt und Ablauf vor und während der Dauer des Konzeptwettbewerbs sowie der Vertragsverhandlungen dürfen nur durch die Landeshauptstadt Stuttgart ausgegeben werden. 

Ferner wird darauf hingewiesen, dass die Stadt nicht verpflichtet ist, das Grundstück überhaupt oder an bestimmte Interessenten zu veräußern bzw. im Erbbaurecht zu vergeben. 
Die Stadt vermarktet die Objekte selbst. Sie erteilt keine Makleraufträge und zahlt keinerlei Vermittlungsprovisionen. Planungen und Untersuchungen des Interessenten haben auf eigene Kosten und auf dessen Risiko zu erfolgen. 

Für die Angaben in diesem Exposé, insbesondere auch soweit planungsrelevante Aussagen getroffen wurden, kann ausdrücklich keine Garantie übernommen werden.

Alle am Verfahren beteiligten Bieter erklären sich durch ihre Beteiligung und Mitwirkung am Konzeptwettbewerb mit den in diesen Unterlagen enthaltenen Verfahrensbedingungen einverstanden.



A.4. Vergabestelle 
Vergabestelle der genannten Fläche ist: 


Landeshauptstadt Stuttgart


Vertreten durch:


Amt für Liegenschaften und Wohnen


Herrn Thomas Zügel und 


Frau Doris Rüdiger


Heustraße 1


70174 Stuttgart

Das Verfahren wird koordiniert durch


Amt für Liegenschaften und Wohnen, 


Heustraße 1, 

70174 Stuttgart


Ansprechpartner:


Frau Jana Schulz
Tel. 0711 216 91338






Fax 0711 216 91998






Jana.Schulz@stuttgart.de
A.5 Konzeptwettbewerbsteilnehmer

Bewerben können sich Investoren, Bauträger in Verbindung mit Architekten, die Erfahrung in Planung und Realisierung vergleichbarer Projekte haben. Weiterhin sollten, um eine qualitativ hochwertige Freiflächenkonzeption sicherzustellen, Landschaftsarchitekten als Bearbeiter einbezogen werden. 

A.6 Auswahlgremium

Die Aufgabe des Auswahlgremiums ist es, einen Vergabevorschlag zu erarbeiten. Dieser Vorschlag, der Empfehlungscharakter hat, wird dem Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart zu Beschlussfassung vorgelegt. Die Vergabeentscheidung trifft der Gemeinderat. 

Die Vergabestelle hat folgendes Auswahlgremium bestimmt: 

	mit gleichberechtigtem Stimmrecht
	Stellvertreter

	
	

	Referat Wirtschaft, Finanzen und Beteiligungen: 

Herr EMB Föll
	Referat Wirtschaft, Finanzen und Beteiligungen: 

Herr Zügel

	Referat Städtebau und Umwelt

Herr BM Pätzold 
	Referat Städtebau und Umwelt

Herr Dr. Kron

	N.N. (CDU)
	N.N.

	N.N. (Bündnis90/Die Grünen)
	N.N.

	N.N. (SPD)
	N.N.

	N.N. (SÖS-LINKE-Plus)
	N.N.

	N.N. (FDP)
	N.N.

	N.N. (Die STAdtisten)
	N.N.

	N.N. (AfD)
	N.N.

	N.N. (Freie Wähler)
	N.N.

	N.N. Vertreter des Städtebauausschusses
	N.N.

	N.N. Vertreter des Gestaltungsbeirates
	N.N.


Des Weiteren hat die Vergabestelle folgende fachliche Berater hinzugezogen: 

	Moderation und fachliche Beratung

(ohne Stimmrecht)
	

	
	

	Frau Andrea Klöber 

Bezirksvorsteherin Stuttgart-Feuerbach

Herr Fricke, 
Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung
Frau Steimle 
Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung
	

	
	




A.7 Konzeptwettbewerbsunterlagen

Zur Bearbeitung des Angebots werden allen Bietern im Rahmen dieses Konzeptwettbewerbs folgende Unterlagen zur Verfügung gestellt:

Anlage 1 a) Vorläufige Parzellierung Stand 29.07.2016
b) Luftbild 2017
c) Lageplan
Anlage 2 Masterplan Altlastensanierung
Anlage 3 Altlastensanierung
Anlage 4 Leitungspläne
Anlage 5 Unterlagen Grundwasserreinigungsanlage
Anlage 6 a) Bebauungsplan Planteil (Entwurf Stand 19.12.2017) 
b) Bebauungsplan Textteil (Entwurf Stand 19.12.2017)
c) Systemschnitt und Ansichten (Entwurf Stand 27.04.2017)
d) Tiefgaragenebenen (Entwurf Stand 27.04.2017)

e) Erdgeschosse (Entwurf Stand 27.04.2017)

f) Freiflächenkonzept (Entwurf Stand 08.09.2017)

Anlage 7 Soziale Bedarfe
Anlage 8 Beratungszentrum
Anlage 9 Schalltechnisches Gutachten (Entwurf Stand 20.04.2016)

A 8 Bestandteil des Konzeptangebotes

Der Bieter hat nach den allgemeinen Konzeptwettbewerbsbedingungen (Teil A der Konzeptwettbewerbsunterlagen) ein Angebot mit einer Mehrfertigung einzureichen. 

Phase 1:

Die Interessenbekundung muss folgende wesentlichen Bestandteile umfassen:
· Kurzbeschrieb (schriftlich) der Projektumsetzung

· mind. 2 Referenzprojekte in ähnlichem Umfang

· Formblatt 1 und Formblatt 2

Phase 2:
Das Angebot muss folgende wesentlichen Bestandteile umfassen: 

· Architektonisches Konzept (siehe folgende Seite) Angaben zu GRZ, GFZ, HbA, Lageplan, Grundrisse, Ansichten, Schnitte, Dachaufsicht (Pläne im Maßstab 1:100), (weitere Darstellungen wie z.B. Modell, 3-D-Visualisierung sind hilfreich). 

Für die geplante Entwicklungsfläche ist ein Nutzungs- und Erschließungskonzept (inkl. Nutzungs-Mix und Tiefgarage/Mobilitätskonzept), das auf der Grundlage der Aufgabenstellung zu entwickeln ist, abzugeben. 

· Angaben zu Materialien (Fassadenschnitt 1:50)

· Angaben (Lageplan, Schnitt) zum vorgesehen Standort der Grundwasserreinigungsanlage (GWRA) innerhalb der Neubebauung im Randbereich an der Ostgrenze des Baufeldes.

· Energiezentrale 

Das Angebot soll alle Unterlagen enthalten, welche für die Auswertung des Angebots notwendig sind. Die Kriterien für die Auswertung sind im Absatz A.10 ausführlich dargestellt. 

A.9 Vorprüfung
Die Vorprüfung wird von Mitarbeitern der Stadtverwaltung Stuttgart durchgeführt. Dabei vergewissert sich die Vergabestelle, dass alle an der Vorprüfung beteiligten Personen unbefangen und unvoreingenommen sind. 

A.10 Zuschlagskriterien 

Städtebauliches und architektonisches Konzept 
Aufbauend auf dem Ergebnis des städtebaulichen Wettbewerbs von 2012 (1. Preis Architekt Schüler/ faktorgruen) werden im Bebauungsplan die wesentlichen städtebaulichen Ziele für das gesamte Quartier gesichert.
Darüber hinaus werden für das Baulos (BN1+2) im Vergabeverfahren Mindestqualitätsstandards in Form eines Anforderungskatalogs vorgegeben, welcher die gewünschte städtebauliche Entwicklung sichern soll.
Die Landeshauptstadt Stuttgart erwartet durch das Verfahren vielfältige Ideen und Lösungen für ein qualitätsvolles Gestaltungskonzept. Für das Baufeld Nord werden bei der Konzeptvergabe nach Festpreis, die im Teil C näher erläuterten planungsrechtlichen Festsetzungen und weitere städtebauliche Vorgaben als Beurteilungskriterien festgesetzt. 
Die Gewichtung der einzelnen Kriterien soll in einer verbalen Diskussion bei der Preisrichtersitzung festgelegt werden.

A.11 Rückfragen / Kolloquium

Rückfragen können schriftlich beim Amt für Liegenschaften und Wohnen (Frau Schulz) bis zum 18.04.2018 gestellt werden. 

Die Rückfragen werden in Form eines Rückfragenkolloquiums beantwortet. Das Rückfragenkolloquium findet am 25.04. um 10:00 Uhr im Amt für Liegenschaften und Wohnen, Hospitalstraße 8, Raum 238 statt.

Die Fragen und Antworten werden allen Teilnehmern nach dem Kolloquium gesammelt zugesandt. 

A.12 Grundstücksbesichtigung

Eine Besichtigung der Grundstücke von öffentlichen Flächen aus ist jederzeit möglich und den Bietern freigestellt. 

Im Rahmen dieses Konzeptwettbewerbs werden keine Besichtigungstermine des Wettbewerbsgrundstücks angeboten, da aufgrund der Altlastensanierung eine Begehung nicht möglich ist. 
A.13 Formalitäten des Verfahrensverlaufs und Abgabefristen

Das Konzeptwettbewerbsverfahren ist teilanonym, alle Leistungen sind durch eine Kennzahl an der rechten oberen Ecke zu bezeichnen. 

Die Planungsleistungen sind von einem in die Architektenkammer eingetragenen Architekten zu erbringen. 

Von allen geforderten Planungsleistungen ist ein zweiter Plansatz vorzulegen. 

Die kompletten Bewerbungsunterlagen müssen

a) bei persönlicher Abgabe oder Boten
Phase 1 (Interessenbekundung): bis spätestens 21.03.2018, 12:00 Uhr 
Phase 2 (Wettbewerbsverfahren): bis spätestens 13.07.2018, 12:00 Uhr 

beim

Amt für Liegenschaften und Wohnen

Heustraße1, 70174 Stuttgart

Poststelle 2. OG oder Frau Schulz 4. OG Zimmer 409
abgegeben werden oder 

b) bei Abgabe per Post:
Phase 1 (Interessenbekundung): bis spätestens 21.03.2018, 12:00 Uhr 

Phase 2 (Wettbewerbsverfahren): bis spätestens 13.07.2018, 12:00 Uhr 

an die gleich lautende Postadresse. Es gilt das Datum des Eingangsstempels der Vergabestelle. 


A.14 Verfahrensablauf
Das im Kapitel A.3 beschriebene Verfahren wird nach folgendem Terminplan durchgeführt: 
	Verfahrensschritt
	Datum

	
	

	Start des Verfahrens (Ausschreibung)
	22.02.2018

	
	

	Abgabe der Interessenbekundung
	21.03.2018

	
	

	Prüfung und Auswahl 
	06.04.2018

	
	

	Rückfragenkolloquium 
	25.04.2018, 10:00 Uhr

	
	

	Abgabe der Konzepte
	13.07.2018

	
	

	Prüfung und Auswahl
	August/September 2018

	
	

	Vergabeentscheidung durch Gemeinderat
	voraussichtlich September /Oktober 2018 


Der diesem Exposé beigefügte Bebauungsplan befindet sich derzeit im Entwurfsstadium und dient als Planungsgrundlage für die im Verfahren einzureichenden Konzepte. Eine verbindliche Aussage über die endgültigen Festlegungen des B-Plans sowie zu dessen Zeitschiene kann erst nach Abschluss der Trägerbeteiligung bzw. Auslegung des Bebauungsplanes erfolgen, wenn abzusehen ist, ob abwägungsrelevante Anregungen vorgebracht wurden. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans "Quartier am Wiener Platz (Feu 251)" sind einschließlich verfahrensbedingter Änderungen vollumfänglich einzuhalten sowie umzusetzen."

A.15 Urheberrecht

Das Urheberrecht der Bieter an den eingereichten Angebotsunterlagen wird gewahrt. 

Die Bieter können nach Abschluss des Verfahrens ein Exemplar der eingereichten Unterlagen zurückfordern. Die Landeshauptstadt Stuttgart ist berechtigt, zu Dokumentations- und Revisionszwecken, die eingereichten Mehrausfertigungen der Angebotsunterlagen zu behalten. 
Teil B
Ausgangssituation


B.1 Anlass und Ziel
Seitens der Stadt besteht die Absicht, in exponierter Lage am Bahnhof Feuerbach und dem Wiener Platz ein adressbildendes urbanes Quartier mit Modellcharakter als Tor zu Feuerbach zu entwickeln. 

Das neue Stadtquartier wird parzelliert, nutzungsgemischt und konzeptionell vielfältig angelegt. Es soll neben der Ausweisung von Grundstücken für Baugemeinschaften, einen hohen Anteil an Wohnbauförderung übernehmen und Angebote sozialer Inklusion sowie gewerbliche Nutzungen integrieren. Innovative Mobilitäts-, Energie- und Infrastrukturkonzepte (Kindertagesstätte, Beratungszentrum des Jugendamtes) sollen einen vorbildlichen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung des Stadtbezirks Feuerbach sein.

Für die Realisierung des Quartiers ist ein neuer Bebauungsplan erforderlich, welcher sich in der Aufstellungsphase befindet und voraussichtlich Anfang 2019 zur Satzung gebracht werden kann, wenn im Rahmen der Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung sowie der Auslegung des Bebauungsplans keine zeitverzögernden Aspekte vorgebracht werden.

Das Areal besteht zum überwiegenden Teil aus dem ehemaligen Firmenareal der Gebr. Schoch GmbH sowie östlich davon aus Bereichen des Bahnhofsvorfeldes. Unter dem östlichen Wiener Platz befindet sich ein denkmalgeschützter Tiefbunker mit Zugangsgebäude und Trafostation, welches dem zentralen Standort angemessen, neugestaltet werden soll (eine Verlegung der Trafostation wird geprüft). Für das dominierende fünfgeschossige ehemalige Postgebäude auf dem Wiener Platz (Wiener Platz 1) gibt es seitens des Eigentümers Überlegungen einer Neubebauung (überwiegend Büros) mit belebter Erdgeschosszone (Gastronomie, Läden). Die interimsweise genehmigte Leichtbauhalle der Fa. Friedrich Klumpp GmbH soll im Zuge der Erweiterungspläne der Firma abgebrochen werden. 


Das Plangebiet ist nahezu vollständig versiegelt und mit seinem Umfeld im Süden und Westen über Straßenzüge, ansonsten durch öffentliche Räume vernetzt. Die Stadtbahnschienen am östlichen Gebietsrand bilden den Abschluss des Plangebiets. Im direkten Anschluss wird bis ca. 2020 der Bahnhof mit Vorfeld und neuer Fußgängerunterführung im Zuge von S21 neu organisiert. Bei der geplanten Neugestaltung der Freiflächen soll eine gestalterische und funktionale Verbindung zwischen dem östlichen und westlichen Teil des Wiener Platzes erreicht werden. Vorhandene Gestaltungsdefizite sollen im Zuge der Neuordnung behoben werden sollen. 

Die Nachnutzung des Areals wurde seit 2009 in politischen Gremien sowie in öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen mit der Bürgerschaft (2011, 2012, 2015) erörtert. 

Aufbauend auf Ergebnissen der ersten Bürgerbeteiligungsrunden wurde 2012 für das Gesamtareal ein nicht offener städtebaulicher Planungswettbewerb ausgelobt, aus dem der Beitrag des Büros Schüler Architekten (Düsseldorf) in Arbeitsgemeinschaft mit faktorgruen (Freiburg) einstimmig mit dem ersten Preis hervorging. 

Damit verbundene städtebauliche Ziele sind:

· hohe räumliche und architektonische Qualitätsstandards der neuen Gebäude und Umfeldgestaltung (privates und öffentliches Grün, Bahnhofsvorplatz, Aufwertung der öffentlichen Räume) im Rahmen einer nachhaltigen und modellhaften Stadtentwicklung
· Aufnahme prägender Raumkanten und eine maßstäbliche Höhenentwicklung in Anlehnung an Umgebungsbebauung sowie Formulierung neuer Raumkanten zum Wiener Platz

· Ausbildung qualifizierter städtebaulicher Dichte in kleinteiliger Parzellierung und konzeptionell vielfältiger baulicher Entwicklung

· Wiederherstellung von historischen Achsen und Wegeverbindungen zwischen dem Zentrum Feuerbach und dem Feuerbacher Bahnhof durch Verlängerung und Gestaltung der Burgenlandstraße

· Belebung des öffentlichen Raums und Anbindung des Feuerbacher Bahnhofs an das Einzelhandelszentrum Feuerbach in der Stuttgarter Straße durch Ausweisung publikumsintensiver kleinteilig gewerblicher Nutzungen in den Erdgeschosszonen an den Fußgängerrouten

· Standortsicherung der ansässigen Fa. Friedrich Klumpp GmbH durch Erweiterungsflächen mit umfassender Mantelbebauung im nördlichen Baufeld




B.2 Grundstück


B.2.1 Beschrieb des Grundstücks
Das Gesamtgrundstück ist Teil des oben beschriebenen Projekts „Quartier am Wiener Platz“. 
Das zu erwerbende Grundstück besteht aus folgenden Teilflächen der Flurstücke: 

Flst. 3102, 3102/1,3108, 3108/1, 3111, 3118/1, 3118/2, 3118/3, 3123, 3179

Der Grundstückswert nach Sanierung (inkl. Ausgleichsbetrag von  83.805 €) beträgt ca. 2.035 €/m² somit insgesamt 3.460.000 € (=Festpreis).


Gebote unterhalb des Grundstückswertes sowie eine andere Grundlage zur Berechnung des Erbbauzinses werden nicht zugelassen und führen zum Ausschluss aus dem Wettbewerbsverfahren. Bei dem angegebenen Grundstückwert handelt es sich um einen Festpreis. 
B.2.2 Grundbuch

Die Grundbücher sind wie folgt belastet: 
Abt. I

· GBH 2011 BV Nr. 19, Flst. Nr. 3111 
Dornbirner Straße 8 a


-: 2.498 m²
Gebäude und Freifläche
· GBH 14371 BV Nr. 4, Flst. Nr. 3123 
Dornbirner




-: 1.471 m²
Straße Verkehrsfläche
· GBH 14568 BV Nr. 5, Flst. Nr. 3108

Wiener Platz




-: 101 m²
Gebäude-und Freifläche 

· GBH 14568 BV Nr. 7, Flst. Nr. 3118/2 
Wiener Platz




-:410 m²
Gebäude-und Freifläche 
· GBH 14568 BV Nr. 7, Flst. Nr. 3118/3 
Dornbirner Straße



-: 547 m²

· GBH 14568 BV Nr. 7, Flst. Nr. 3118/4 
Dornbirner Straße



-: 28 m²

Verkehrsfläche 


· GBH 14568 BV Nr. 9, Flst. Nr. 3118/1 
Wiener Platz




-: 487 m²
Gebäude-und Freifläche 
Abt. II
· GBH 2011 BV Nr. 19, Flst. Nr. 3111 Dornbirner Straße 8 a

Abt. II Nr.14: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 21.08.2014.


· GBH 14371 BV Nr. 4, Flst. Nr. 3123 Dornbirner Straße Verkehrsfläche

Abt. II Nr.1: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 25.07.2014.

· GBH 14568 BV Nr. 5, Flst. Nr. 3108 Wiener Platz Gebäude-und Freifläche 

Abt. II Nr.11: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 23.07.2014.
· GBH 14568 BV Nr. 7, Flst. Nr. 3118/2 Wiener Platz Gebäude-und Freifläche 

Abt. II Nr.5:
Grunddienstbarkeit für Flst. 3118/1 und 3135 zusammen 1679qm betr. Mitbenützung der Tiefgarage.

Abt. II Nr.11: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 23.07.2014.
· GBH 14568 BV Nr. 7, Flst. Nr. 3118/3 Dornbirner Straße Gebäude-und Freifläche 

Abt. II Nr.5:
Grunddienstbarkeit für Flst. 3118/1 und 3135 zusammen 1679qm betr. Mitbenützung der Tiefgarage.

Abt. II Nr.11: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 23.07.2014.

· GBH 14568 BV Nr. 7, Flst. Nr. 3118/4 Dornbirner Straße Verkehrsfläche 

Abt. II Nr.5:
Grunddienstbarkeit für Flst. 3118/1 und 3135 zusammen betr. Mitbenützung der Tiefgarage.

Abt. II Nr.11: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 23.07.2014.

· BH 14568 BV Nr. 9, Flst. Nr. 3118/1 Wiener Platz Gebäude-und Freifläche 

Abt. II Nr.2:
Lastend auf Flst. 3118/1 -: 1532qm:
Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die 
Stadt Stuttgart
betr. Benützung einer Teilfläche als Straße.

Abt. II Nr.3:
Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die Technischen Werke der Stadt Stuttgart AG in Stuttgart betr. das Recht zur Führung von Leitungen für Gas, Wasser und Strom. 

Abt. II Nr.4:
Grunddienstbarkeit für Flst. 3118/2 -: 9a 85qm:
betr. Mitbenützung der Tiefgarage.
Abt. II Nr.9:
Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für
Landeshauptstadt Stuttgart betreffend Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf Teilflächen von ca. 230qm und ca. 15qm nebst Benützungsbeschränkung. 
Gleichrangig mit Abteilung II Nr. 10. 

Abt. II Nr.10:
Grunddienstbarkeit für den jeweiligen Eigentümer des Grundstücks Flst. Nr. 3085-: 28a 35qm der Gemarkung Feuerbach (derzeit gebucht in Heft 2359 Abt. I Nr. 14) betreffend Geh- und Fahrrecht auf Teilflächen von ca. 230qm und 15qm nebst Benützungsbeschränkung. 
Gleichrangig mit Abteilung II Nr. 9. 

Abt. II Nr.11: 
Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet. 
Eingetragen (GA 10007, 6) am 23.07.2014.
Soweit nicht mehr notwendig werden die Belastungen in Abt. II des Grundbuches zur Löschung gebracht.

Abt. III
In den Abteilungen der Grundbücher sind keine Belastungen eingetragen. 
B.2.3 Sanierungsgebiet „Sanierung Feuerbach 7 – Wiener Straße-“

Der Vertragsgegenstand liegt im Sanierungsgebiet 
„Sanierung Feuerbach 7 -Wiener Platz-“ der Landeshauptstadt Stuttgart.

In die Grundbücher der im Sanierungsgebiet liegenden Grundstücke wird ein Sanierungsvermerk eingetragen (§ 143 Abs. 2 BauGB), der nach Aufhebung der Sanierungssatzung wieder gelöscht wird.
Es bestehen Genehmigungspflichten nach § 144 BauGB z. B. 

· hinsichtlich Bauvorhaben (Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung),

· bei Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches Vertragsverhältnis über 
den Gebrauch oder die Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte Zeit von mehr als einem Jahr eingegangen oder 
verlängert wird (nicht gemeint sind unbefristete Mietverträge!), 

· bei Grundstücksveräußerung, -belastung oder –teilung,

· bei Begründung, Änderung oder Aufhebung einer Baulast.


Für die Genehmigungen wird eine Gebühr erhoben.



Rückfragen zum Sanierungsgebiet richten Sie bitte an das

Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung

Abteilung Stadterneuerung, Bodenordnung

Eberhardstraße 10

70173 Stuttgart

Telefon 0711/ 216-20 301

E-Mail Poststelle 61-8@stuttgart.de

B.2.4 Übergabezustand Grundstück
Durch jahrzehntelange gewerbliche Nutzung (Metallveredelung, Hartverchromung) des „Quartiers am Wiener Platz“ (ehem. Schoch Areal) wurde der Untergrund z. T. massiv mit Chrom/Chromat und leichtflüchtigen chlorierten Kohlenwasserstoffen (LCKW) verunreinigt. 

Auf dem Areal findet deshalb seit 2015, nach erfolgtem oberirdischem Rückbau, eine Altlastensanierung statt, der Abschluss ist für April 2018 geplant. 

Auf dem gesamten Areal werden 16 Bereiche mittels Bodenaustausch saniert. Aus diesem Grund wird auf dem Grundstück, z. T. bis 12 Meter Tiefe der kontaminierte Boden ausgehoben und mit unbelastetem wieder verfüllt. Dies geschieht durch konventionellen Aushub und mittels Austauschbohrungen mit einem Großlochbohrgerät (Durchmesser 1,5 m). Im Anschluss an die Wiederverfüllung wird der Boden rütteldruckverdichtet (Ausbohrbereiche) bzw. lagenweise verdichtet (Aushubbereiche). 

Im Bereich Nord wurden und werden 3 Bereiche ausgebohrt (Anlage 2) und ein Bereich ausgehoben. Dazwischen wird die Auffüllung großflächig bis in eine Tiefe von durchschnittlich 1,5 Meter ausgehoben. Der Übergabezustand nach Sanierung, mit Höhen und verbliebenen Gebäudeteilen, nach jetzigem Kenntnisstand entnehmen Sie bitte der Anlage 2 und Anlage 3.
B.2.5 Belastungen 

Altlasten
Die Flurstücke sind im Altlastenkataster der Stadt Stuttgart verzeichnet (ISAS Nr. 2430)

Nach erfolgter Altlastensanierung wird der Handlungsbedarf neu bewertet. Durch den Bodenaustausch ist der Wirkungspfad Boden-Mensch für die geplante Nutzung nicht mehr relevant und von einer Gefährdung für den Menschen ist nicht mehr auszugehen. Sicher ist aber, dass eine Grundwasserreinigungsanlage weiterbetrieben werden muss. Die Kosten trägt die Stadt.
Siehe hierzu die Regelung unter Thema „Grundwasserreinigungsanlage“ Kapitel B, Kapitel C sowie E. Ferner wird hierzu Näheres der Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag regeln. 


Mehrkostenregelungen 

Aufgrund der o. g. Sanierungsmaßnahme und Situation kann es zu Mehrkosten bei der Realisierung des Bauvorhabens kommen, die die Stadt übernimmt. 

Dies können die nachfolgenden Bereiche betreffen:

Entsorgungsmehrkosten
Grundsätzlich wird nicht damit gerechnet, dass es bei dem Bauvorhaben zu Entsorgungsmehrkosten kommt, das Gelände wurde großflächig ausgehoben und wieder verfüllt. Sollten jedoch widererwartend bei Erdarbeiten Verunreinigungen festgestellt werden, so übernimmt die Stadt die Kosten, die über die Sowiesokosten hinaus entstehen auf Nachweis. 

Unter Sowiesokosten versteht man den Bauherrenanteil der Entsorgungsgebühren bzw.   -entgelte für mineralische Abfälle inklusive der Transportkosten   bis zu der Schadstoffklasse Z 1.2 nach VwV. (Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Württemberg für die Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007), bzw. bei Änderung der gesetzlichen Regelungen ein vergleichbarer Wert.

Maßgeblich hierbei ist der bei der Ausschreibung erzielte Entsorgungspreis Z 1.2 VwV in Tonnen. Dieser dient als Abrechnungsgrundlage. Näheres wird der Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag regeln.
Baugrund – Gründungsmehrkosten wegen nicht tragfähigem Baugrund

Aufgrund der Wiederverfüllung kann es zu Mehrkosten bei der Gründung kommen. Gebäudeteile mussten im Untergrund verbleiben, ebenso Anker. Siehe dazu Anlage 3. 

Dies ist bei der Gründungsplanung zu berücksichtigen.

Für die evtl. auftretenden Gründungsmehrkosten gilt folgende Regelung:

Die Gründungsmehrkosten im Vergleich zu einer Normalgründung, d. h. für einen Baugrund mit einer durchschnittlich zulässigen Bodenpressung von 250 kN/m², übernimmt auf Nachweis das Amt für Liegenschaften und Wohnen, wobei die Kosten der ursprünglichen Planung/Normalgründung extra aufgelistet und zum Abzug gebracht werden müssen. 

Zu den Gründungsmehrkosten zählen keine mechanischen Verdichtungen oder sonstige Bodenverbesserung/-verfestigung, wodurch eine ausreichende, gleichmäßige Tragfähigkeit des Untergrunds erreicht werden kann. Näheres wird im Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag geregelt.


Mehrkosten beim Aushub (Lösen des Untergrunds)

Sollte es auf Grund von noch verbliebenen Gebäudeteile wie Fundamente, Wände, verbliebene Bohrpfähle o. ä. zu Mehrkosten beim Aushub kommen, so trägt diese Mehrkosten im Vergleich zu einem Aushub der Bodenklassen 3 - 6 die Stadt, wobei die Sowiesokosten der erzielte Angebotspreis für den Aushub der Bodenklassen 3 - 6 darstellt. Die Zulage für bewehrten Beton bzw. Bodenklasse 7 trägt die Stadt. 

Die Darstellung der verbliebenen Gebäudeteile mit Höhenangaben entnehmen Sie der Anlage 3. Näheres wird im Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag geregelt.
Kampfmittel

Die Überprüfung des Geländes auf Kampfmittel ergab, dass das Vorhandensein von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen werden kann. Eine entsprechende Luftbildauswertung liegt vor. 

In den Sanierungsbereichen wurde z. T. bis in große Tiefen der Baugrund von einem Feuerwerker freigemessen. Die Aushubmaßnahmen wurden bis in 6 Meter Tiefe begleitet. Jedoch wurde nicht der gesamte Bereich bis in diese unkritische Tiefe ausgehoben und damit freigemessen. Ein Vorhandensein von Kampfmittel kann also dort nicht ausgeschlossen werden.

Die Kosten für die Überwachung, d. h. Aushubbegleitung der Baumaßnahme wegen Kampfmittel bzw. Freimessung (soweit technisch möglich) übernimmt die Stadt. Näheres wird im Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag geregelt.

Grundwasserreinigungsanlage (GWRA)

Auch nach durchgeführter Altlastensanierung des „Quartiers am Wiener Platz“ (ehem. Schoch-Areal) ist wegen den verbleibenden Schadstoffrestbelastungen im Grundwasser aus wasserwirtschaftlicher Sicht bis auf Weiteres der Betrieb einer hydraulischen Grundwassersicherung im Bereich der östlichen und nordöstlichen Grundstücksgrenze im Grundwasserabstrom des Schoch-Areals erforderlich. 

Die Bereiche mit ungefährer Lage der zukünftigen Sanierungsgrundwassermessstellen sind im Lageplan (Anlage 5.2) farblich markiert. 

Die Grundwasserreinigungsanlage (GWRA) für den Betrieb der hydraulischen Grundwassersicherung ist im Nordteil innerhalb der Neubebauung im Randbereich an der Ostgrenze des Baufeldes zu integrieren.

Die technische Beschreibung mit den Anforderungen an den Standort der GWRA und die Ausgestaltung der Räumlichkeit u.a. mit sämtlichen erforderlichen Anschlüssen für Installation, Betrieb und Wartung der GWRA geht für die beiden möglichen Varianten ebenerdige Unterbringung (Variante 1) oder Unterbringung in der Tiefgarage (Variante 2) aus den Anlagen 5.1 bis Anlage 5.1.2 hervor. 
Aus städtebaulicher Sicht ist eine Unterbringung der Grundwasserreinigungsanlage jedoch nur in der Tiefgarage möglich, da in der Erdgeschosszone hochwertige publikumsintensive Nutzungen realisiert werden sollen. 

Eine aus wasserwirtschaftlicher Sicht bereits abgestimmte und beispielhafte Positionierung der GWRA in der Tiefgarage (Variante 2) ist in dem Lageplan (Anlage 5.3.1) und Grundriss/Schnitt (Anlage 5.3.2) dargestellt. 

Eine Unterbringung der GWRA in Containern ist nicht zulässig. 

Der zukünftige Investor hat in Abstimmung mit dem Amt für Umweltschutz die Erstellung der Räumlichkeiten für den Standort der GWRA zu gewährleisten. Dazu erfolgt eine entsprechende dingliche Sicherung im Grundbuch.
Weitere technische Daten sowie vertragliche Regelungen ergeben sich aus dem Kapitalen C und E. 

2.6. Erschließung
Erschließungs- und Kanalbeiträge

Die Stadt behält sich ihre Ansprüche auf Erschließungs- und Kanalbeiträge sowie Kostenerstattungsbeiträge nach § 135 a BauGB nach den jeweils geltenden Bestimmungen vor. 

Der Bewerber wurde auf die derzeit geltenden Bestimmungen hingewiesen. Er hat auch die Erschließungs- und Kanalbeiträge sowie Kostenerstattungsbeiträge, die für das betreffende Grundstück vor bzw. nach der Übertragung des Eigentums noch entstehen. 

Die Erschließung auf dem Grundstück ist ebenfalls durch den Bewerber zu tragen. 
Wärmeversorgung (Nahwärmenetz, Technische Anlagen)
Das Energiekonzept sieht eine besonders nachhaltige Wärmeversorgung des „Quartiers am Wiener Platz“ unter umfänglicher Nutzung erneuerbarer Energien über ein voraussichtlich mit Biomethan betriebenes BHKW (Blockheizkraftwerk), eine Elektro-Wärmepumpe (Nutzung der Umweltwärme durch bspw. Flächenkollektoren in der Bodenplatte, Abwasserwärmetauscher o.Ä.) und einen Gas-Spitzenlastkessel vor. Die Verteilung wird über ein Nahwärmenetz erfolgen und die Wärme- und Stromversorgungsleitungen sollen im Gebäude verlegt werden. 
Der Heizraum befindet sich im Baufeld Nord. 

Detaillierte Ausführungen befinden sich unter C.3 Nutzungskonzept/-vorgaben und unter Punkt E.1 die weiteren vertraglichen Regelungen.

Leitungen, Kanal etc. 
Die mediale Versorgung kann der Anlage 4 entnommen werden. 


Teil C
Planungsrechtliche Festsetzungen und weitere städtebauliche Vorgaben
Nutzungskonzept/-vorgaben

Energie 



C.1 Planungsrechtliche Festsetzungen / Bebauungsplan 
Für die Neuordnung des Gebiets ist ein neuer Bebauungsplan erforderlich. Der Aufstellungsbeschluss wurde im Juli 2010 (GRDrs 75/2010) gefasst. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange erfolgt zeitnah. 
Basis der Auslobung sind die Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs mit Satzung über örtliche Bauvorschriften „Quartier am Wiener Platz“ (ehem. Schoch Areal) im Stadtbezirk Feuerbach (Feu 251). Das Plangebiet ist in 4 Bereiche (Baufeld Nord, - Süd, - Ost und - Gemeinbedarf) gegliedert, welche von öffentlichen Verkehrsflächen umgeben sind. Die Baufelder sind nutzungsspezifisch weiter unterteilt. Es sollen differenzierte Mischgebietsnutzungen ermöglicht werden, mit einer urbanen städtebaulichen Dichte (siehe detaillierte Festsetzung im Bebauungsplan – Anlage 6).
Auszug Bebauungsplananforderungen – Baufeld Nord (BN1 und BN2)
· Art der Nutzung:
örtlich differenziertes Mischgebiet (MI2) mit mindestens 20% Wohnanteil ab dem 
1. Obergeschoss in BN2 und ausnahmsweise Wohnen in den beiden obersten Geschossen in BN1 
In der Erdgeschosszone publikumsintensive Nutzungen - u.a. Gastronomie, Dienstleistungen, kleinteiliger Einzelhandel (zentrenrelevant im Bereich Wiener Platz und Burgenlandstraße) zur Belebung des öffentlichen Raums.
· Maß der baulichen Nutzung:
Höhe baulicher Anlagen (HbA) - max. zulässige Höhe ca. 17 m - 21 m (max. 5 - 6 Geschosse, EG Geschosshöhe mind. 4,50 m auf Platz- bzw. Straßenniveau) durch definierte Rücksprünge gegliederte, mit Akzentuierungen an städtebaulich markanten Stellen (Ecke Burgenlandstr. / Wiener Platz, Burgenlandstr. / Dornbirner Straße). 
Überschreitungen der zulässigen HbA sind zur Erschließung des Daches (durch Treppen/ Aufzüge) sowie für transparent ausgeführten Absturzsicherungen eingeschränkt möglich. Technische Anlagen sind im UG oder im obersten Geschoss zu integrieren.
· geschlossene Bauweise
· Überbaubare Grundstücksfläche:
Grundflächenzahl (GRZ) 1,0 / Geschossflächenzahl (GFZ) 4,9 
Ausweisung eines geschlossenen Blockrands (Gebäudetiefe 14 m) als
Mantelbebauung zur dahinterliegenden Erweiterungsfläche (Logistikhalle) der Fa. Klumpp (HbA ca. 13 m).
Gliederung der Baukörper durch partielle Vor- und Rücksprünge, innerhalb der Fassade, ab dem 1. OG möglich (max. 40% der Gebäudelänge, zum öffentlichen Straßenraum bis 0,6 m). 

· Dachform, Dachaufbauten:
zulässig sind intensiv begrünte Flachdächer mit Substratschicht als Retentionsfläche
(Anteil der Begrünung richtet sich nach Festsetzung des Bebauungsplans).

· Verkehrliche Anforderungen:
Erschließung nur über eine Sammeltiefgarage von Dornbirner Straße (je eine Zufahrt für Fa. Klumpp und Baulos BN1+2 von Dornbirner Straße).
Anlieferung zeitlich begrenzt über Fußgängerzone,
oberirdische Stellplätze sind unzulässig, nur baurechtlich notwendige Stellplätze in Tiefgarage, reduzierter PKW-Index (Wohnen 0,5 - 0,75 St/WE), erhöhter Fahrradabstellplatzindex
Unterbauung der angrenzenden Verkehrsfläche für Tiefgarage, Nebenräume,
Energiezentrale und Grundwasserreinigungsanlage ist zulässig.    
· Freiflächengestaltung:
Gemeinschaftsgärten sowie LBO-Spielflächen können auf dem Dach realisiert werden.
· Passive Schallschutzmaßnahmen sind gemäß Bebauungsplan in ausgewiesenen Teilbereichen notwendig.

Kenndaten Baufeld Nord gesamt (BN1-4, incl. Fa. Klumpp)
Fläche gesamt: 5.903 m²
überbaubare Grundstücksfläche (GR) gesamt: ca. 4560 m²
Geschossfläche (GF) gesamt: ca. 17710 m²

Grundflächenzahl (GRZ): 0,77
Geschossflächenzahl (GFZ): 3,0


Kenndaten Baulos „Mantelbebauung“ 
MI 2- Gebiet (BN1+2)
Grundstücksfläche: 1701 m²
überbaubare Grundstücksfläche (GR) gesamt: ca. 1700 m²
Geschossfläche (GF) gesamt: ca. 8330 m²

Grundflächenzahl (GRZ): ca. 1,0
Geschossflächenzahl (GFZ): 4,9

Geschossfläche (GF) Gewerbe ca. 80 %: ca. 6660 m²

Geschossfläche (GF) Wohnen ab dem 1. OG mind. 20%: ca. 1670 m²
Erweiterung Tiefgarage sowie Energiezentrale unter öff. Verkehrsfläche: ca. 990 m²
Gebäudehöhe über Straßenniveau: 17 m – 21 m

Anzahl der Geschosse: 5 - 6



Angrenzende Bebauung (Geplante Produktionshalle / Büroflächen Fa. Klumpp)
MI 1- Gebiet (BN3+4)
Grundstücksfläche: 4202 m²
überbaubare Grundstücksfläche (GR) gesamt: ca. 2860 m²
Grundflächenzahl (GRZ): ca. 0,7
Geschossflächenzahl (GFZ): 2,3

Geschossfläche (GF) Gewerbe 100 %: ca. 9390 m²

Gebäudehöhe über Straßenniveau: 13 m (Halle), 17 m (Blockrand)

Anzahl der Geschosse: 3 - 5



Baufeldschema:
[image: image5.jpg]Schoch-Areal Feu 251
Baufelderschema M:1000

Baufeld Sid BS1-4




C.2 Städtebauliche Vorgaben 
Allgemeine Bemerkung
Das „Quartier am Wiener Platz“ liegt in einem heterogenen Umfeld, in einem Stadtteil der von einer Vielzahl an unterschiedlichen Verkehrsströmen, industriellen Großformaten bis hin zu kleinteiligen gründerzeitlichen Wohnblöcken geprägt ist. 
Als zukünftiges „Tor zu Feuerbach“ mit neuen Raumkanten zum Wiener Platz und zur Burgenlandstraße soll ein Quartier mit einer eigenen Identität und hohem gestalterischen Anspruch entstehen. 
Die Stadt beabsichtigt, die mit der städtebaulichen Entwicklung verbundene Sicherung von Mindestqualitätsstandards in Form eines Anforderungskatalogs vorzugeben. Dieses betrifft über die Festsetzungen des Bebauungsplans hinaus die Parzellierung und Baukörpergliederung, die Fassaden- und Dachgestaltung, das Nutzungsgemenge und die EG-Zonen, die klimawirksame Energieeinsparungen und Blockbegrünung, Verkehrsvermeidung (reduzierter Stellplatzindex) sowie programmatische und konzeptionelle Ausgestaltung der Bauvorhaben.
Insgesamt wird Wert auf ein stimmiges überzeugendes bauliches Konzept gelegt, das den formulierten Zielen entspricht. Es soll in einer Weise ausgebildet werden, dass es sich verändernden gesellschaftlichen Anforderungen und Marktverhältnisse sowie künftigen baukulturellen Ansprüchen Stand hält.
Das objektbezogene Konzept soll als Freitext beschrieben und kann mit erläuternden Grafiken zum Text ergänzt werden. Darüber hinaus ergänzt es sich mit den zu erstellenden Plandarstellungen zum baulichen Konzept sowie mit den Angaben in den Formblättern.

Städtebauliche Einbindung / Baukörpergestaltung
Die Blockrandbebauung des Baufeldes Nord bildet mit Ihrer Mantelbebauung (BN1,2 und 4; im Konzeptverfahren nur BN1 und BN2) neue Raumkanten entlang von neuen öffentlichen Räumen (Wiener Platz und Burgenlandstraße) und der Dornbirner Straße aus. Bei der Beurteilung der Entwürfe wird es daher wichtig sein, inwiefern es gelingt, auf diese neue städtebauliche Situation mit einer angemessenen, Stadtraum bildenden Präsenz zu reagieren und mit den Anforderungen der Nutzungen zu vereinbaren. 
Das Gesamterscheinungsbild soll sich in einem Spannungsfeld von Zusammengehörigkeit, städtebaulicher Einbindung und architektonischer Eigenständigkeit von Einzelfassaden darstellen. 
Die geplante Bebauung soll sich, durch die differenzierte Ausgestaltung der Baukörper, stadtverträglich in die Umgebung einfügen. Auf eine hohe städtebauliche und architektonische Gestaltung wird Wert gelegt
Die Ausführungen zu den grundstücksspezifischen Vorgaben im Weiteren sind zu beachten.

1. Abschnittweise Gliederung und differenzierte Gestaltung der Gebäude in Form von deutlich ablesbaren Zäsuren insbesondere durch konzeptionelle Vielfalt und gestalterische Vielfalt (Materialwechsel, unterschiedliche Fensterformate, Balkongestaltung, Farbgestaltung usw.). Eine durch gestalterische Zäsuren zum öffentlichen Straßenraum deutlich ablesbare Teilung in mindestens 2 Gebäude bei BN1 und mindestens 3 Gebäude bei BN2, mit vorzugsweise separaten Erschließungssystemen, muss nachgewiesen werden.
Auf dem „Platz stehende“ Gebäude (ohne abgesetzte Sockelzone) mit hochwertiger Gestaltung. Verwendung von durchgängigen Materialien je Gebäudeabschnitt (beispielsweise Klinker, sonstiger Stein, Holz) und differenzierter Gestaltung der Wohn- und Gewerbebereiche (Darstellung im Fassadenausschnitt M 1:50).

2. Deutlich ablesbare Erdgeschosszone (Geschosshöhe mindestens 4,50 m ab Platz bzw-. Straßenniveau) mit offener Gestaltung (hoher Glasanteil) zum öffentlichen Raum und vorzugsweise publikumsintensive, gewerbliche Erdgeschossnutzungen.


3. Flachdächer sind mit Dachbegrünung, Photovoltaikanlagen, Dachaufbauten und Dachterrassen als „Fünfte Fassade“ zu gestalten. Zum öffentlichen Straßenraum sind zusätzliche Rücksprünge um mindesten 2,75 m vom Hausgrund (ca. 20% der Baublocklänge) im obersten Geschoss vorzusehen. 

Art der baulichen Nutzungen
Auf dem Entwicklungsbereich BN1 und BN2 sind folgende Nutzungen vorgesehen:
80 % Gewerbe/ Nicht-Wohnen (Gewerbe/ Büro/ Kreativwirtschaft / Co-Working, ggf. Handel/ Gastronomie), mindestens  20 % Wohnen (Orientierungswert).

Die gewerbliche Konzeptvielfalt soll unter anderem erreicht werden durch folgende Nutzungsstrukturen:
· Der hohe Gewerbeanteil des nördlichen Baufelds (BN1+2) im „Quartier am Wiener Platz“ sollte kleinteilig strukturiert werden und sich aus unterschiedlichen Nutzungsbausteinen zusammensetzen. 

· Bürogewerbliche Nutzungen und flexible Raumangebote für kreativwirtschaftliche Unternehmen in Kombination mit einem Co-Working Space mit flexiblen Großraum- und Zellenbüros (für Teams von 1-100 Personen), einem Werkstattbereich, Workshop- und Besprechungsräumen sind erwünscht und können als Kreativwirtschaftszentrum zum Co-Working Space (in Anlehnung an WeWork-, betahaus- oder AUFBAU HAUS-Konzepte) organisiert werden. Dieses kann sich über alle Geschosse erstrecken und ein attraktives Gewerbeinfrastrukturangebot am Wiener Platz bilden. 

· Ergänzende Nutzungen des Kreativwirtschaftzentrums zum Co-Working Space: Teeküchen/ Servicebereiche (in den einzelnen Obergeschossen), ergänzt durch ein Café/ Community Bar, einem flexiblen Veranstaltungsraum für Fortbildung und Konferenzen sowie einem gesonderten Werkstattbereich im Erdgeschoss. Neben einem geeigneten Nutzungskonzept wird ein adäquates Betreiberkonzept für das Kreativwirtschaftzentrum zum Co-Working erwartet. 

· Publikumsintensive, gewerblich genutzte und kleinteilig gegliederte EG-Zonen. 

· Gastronomische Angebote im Erdgeschoss mit Außengastronomie.

· Eine Kombination mit Praxen und sozialen / Quartiersangeboten und ist möglich. 

· Auch sollte die Möglichkeit einer kleinteiligen Kombination von (Sonder-)Wohnen und Gewerbe geprüft werden. 

· Beratungszentrum Jugend und Familie mit Stadtteilräumen im Erdgeschoss. 


In BN1 (zum Wiener Platz) müssen unter anderem folgende Nutzungen untergebracht werden: 

· Publikumsintensive, gewerblich genutzte und kleinteilig gegliederte EG-Zonen.

· Gastronomische Angebote im Erdgeschoss mit Außengastronomie.

· Ein unterirdischer Raum für den Betrieb einer Grundwasserreinigungsanlage (GWRA) mit einer Grundfläche ≥ 80 m² (ca. 8 m x 10 m) und einer lichten Raumhöhe ≥ 2,50 m.

· Das Beratungszentrum Jugend und Familie für Feuerbach und Weilimdorf mit insgesamt 1.242 m² (hiervon 207 m² für Stadtteilräume).


In BN2 (entlang der Burgenlandstraße) müssen unter anderem folgende Nutzungen untergebracht werden: 

· Publikumsintensive, gewerblich genutzte und kleinteilig gegliederte Erdgeschosszone. 

· Mindestens ein größerer Gastronomiebetrieb zum Wiener Platz hin orientiert mit 
großzügiger Außenbewirtschaftung muss vorgesehen werden (städtebaulich 
relevanter Bereich).

· Mindestens ein größerer Gastronomiebetrieb zum Wiener Platz hin orientiert mit 
großzügiger Außenbewirtschaftung muss vorgesehen werden (städtebaulich 
relevanter Bereich).

· Ein (unterirdischer) Raum für das geplante Blockheizkraft mit ca. 150 m² 
unterhalb Burgenlandplatz - öffentliche Verkehrsfläche).


Der Wohnungsbau soll im Wesentlichen in BN2 zur Burgenlandstraße hin untergebracht werden (es können auch mehr als 20% Wohnanteil realisiert werden): 
- in BN1 Penthouse Wohnungen mit Lärmschutzgrundrissen in den beiden obersten Geschossen (oberhalb gewerblicher Nachbarhalle).
- in BN2 Wohnungen ab dem ersten Obergeschoss:

· 2 ambulant betreute Wohngemeinschaften (Unterbringung insbesondere im westlichen „Kopfbau zum „Burgenland Platz“)  für Menschen mit Pflegebedarf für jeweils 8 Personen, vorzugsweise im Westteil von BN2 (Nettofläche von jeweils mind. 
250 m² zzgl. Freifläche für ca. 10 Personen durch Balkon oder Dachgarten).

· Penthouse Wohnungen in den beiden obersten Geschossen (oberhalb gewerblicher Nachbarhalle).

Freiflächen / Hauserschließung

Es gibt keine ebenerdigen privaten Freiflächen im BN1 und BN2. Es wird daher besonderen Wert auf eine qualitätsvolle Ausführung der Dachlandschaft/ -begrünung gelegt. Hier muss auch die LBO-Spielfläche für die Wohnungen untergebracht werden. Es werden Aussagen zur Aufteilung der Dachfreiflächen, zu Materialität sowie zu Pflanzarten (intensive Dachbegrünung, Erddeckung mindestens 0,2 m) erwartet. Auf den Flachdächern sind Gemeinschaftsgärten und -terrassen für die Nutzer der Gebäude im Rahmen der Festsetzungen des Bebauungsplans erwünscht.

Aus den Unterlagen sollte zudem hervorgehen, welche Qualitäten das bauliche Konzept in Bezug auf die Aufenthalts- und Nutzungsqualitäten (z.B. Begegnung ermöglichende, kommunikative Erschließungsbereiche wie Eingangszone, Treppenhaus u.a.) vorsieht.
Ebenso sind Angaben zur kindgerechten Gestaltung von Bewegungs-, Spiel- und Aufenthaltsbereichen sowie zur barrierefreien Gestaltung von Zugängen zum Grundstück und zum Gebäude zu machen. 

Bauökologische Qualitäten 
Die Bauweise hat großen Einfluss auf ressourcenschonendes und gesundes Bauen. Wichtige Kriterien der Bauökologie sind die Ressourcenschonung, geringe oder keine Schadstoffbelastung und möglichst geringer Energieverbrauch bei der Herstellung, Transport und Nutzung der verwendeten Materialien sowie die Wiederverwendbarkeit bzw. Recycling der Rohstoffe und Materialien nach ihrer Nutzung. Besondere Innovationen sind bei der Wahl von entsprechenden Baustoffen möglich, die auch einen Beitrag zu gesunden Wohnverhältnissen leisten können (Baubiologie). 
Angaben zu weiteren Aspekten des ökologischen Bauens wie zum Beispiel der Umgang mit Regenwasser, insbesondere die Abflussverzögerung/ Rückhaltung zur Entlastung der öffentlichen Leitungsnetze werden erwartet. Detaillierte Anforderungen sind unter Punkt C.3 Energiekonzept. 
Es werden insgesamt innovative und nachhaltige Beiträge im Sinne einer beispielhaften Baukultur erwartet (gestalterisch, sozial, ökonomisch und ökologisch). 

Mobilität – Erschließung, Ruhender Verkehr/ Tiefgarage 

Das Plangebiet liegt in den Einzugsbereichen der S-Bahn-, Stadtbahn- sowie Bus-Haltestellen und verfügt damit über einen sehr gut ausgestatten Nahverkehrsknotenpunkt am Wiener Platz/Bahnhof Feuerbach. 

Die nach Landesbauordnung vorgegebene Festlegung auf einen Stellplatz pro Wohneinheit ist angesichts der hervorragenden Mobilitätsangebots überdimensioniert. Für den Anteil der Wohnnutzungen dürfen daher bei einer Wohnfläche ab 60 m² nur 0,75 Stellplätze pro Wohneinheit bei einer Wohnfläche unter 60 m² nur 0,5 Stellplätze pro Wohneinheit hergestellt werden. Stellplätze für Carsharing in der Tiefgarage werden in diesem Schlüssel nicht mit angerechnet. 
Der notwendige Bedarf an Pkw - Abstellflächen ist ausschließlich in der Tiefgarage anzuordnen. An- und Abfahrt ausschließlich von der Dornbirner Straße (s. Anlage 6 d) Tiefgaragenplan). Es werden innovative platzsparende Systeme erwartet, auf denen auch private Carsharing-Angebote verwirklicht werden können.
Sämtliche privaten Fahrradabstellplätze müssen innerhalb des Gebäudes auf privater Fläche untergebracht werden (Tiefgarage, Erdgeschoss). Zusätzlich zu den baurechtlich geforderten Fahrradabstellplätzen ist mindestens pro Gebäudeeinheit 1 Lastenradabstellplatz mit elektrischer Ladestation herzustellen.
Feuerwehrzufahrten sind vom öffentlichen Straßenraum möglich, sofern keine sonstigen Belange des Bebauungsplans (z.B. geplante und vorhandene Bäume) dem entgegen stehen. 


Elektromobilität 
Der Vorhabenträger/Käufer verpflichtet sich, die Installation einer für das Laden von Elektrofahrzeugen geeignete Stromzuleitung aus dem Stromnetz der allgemeinen Versorgung für alle von ihm zu errichtenden Stellplätze mit ausreichender Dimensionierung durch das Verlegen von Leerrohren vorzubereiten. Für mindestens 50 % der Stellplätze soll (unter Berücksichtigung angemessener Gleichzeitigkeitsfaktoren) bereits zum Erstbezug eine Lademöglichkeit mit einer Kapazität von mindestens 11 kW zur Verfügung stehen. Die Stromzuleitung ist in Schutz-/Leerrohren auszuführen, welche einen späteren Austausch durch eine leistungsstärkere Stromzuleitung (mindestens der doppelten Kapazität) und einen Zubau weiterer Elektroladeanlagen für alle Stellplätze ohne erneute Tiefbauarbeiten oder Wandaufbrüche erlaubt. 

Von der Übergabestelle der Stromzuleitung zu den Einzelstellplätzen sind Leerrohre ausreichender Dimensionierung einzubringen, in welche der jeweilige Stellplatznutzer oder ein beauftragter Betreiber der Ladeinfrastruktur eigene Stromkabel zum Zwecke der Ladung von Elektrofahrzeugen einbringen kann. Zugleich sind Vorrichtungen zum Anschluss von Messgeräten (Messplätze einschließlich Datenanbindung) zur getrennten Erfassung der Stromentnahmen sowie zur Einbindung der Elektroladeanlagen in ein Lademanagement-system je Stellplatz vorzusehen. 
Der Vorhabenträger/Käufer stimmt der Anbringung einer Elektroladeanlage (Wallbox oder Ähnliches) einschließlich Anbindung an die Stromverteilungsanlage durch den oder die jeweiligen Nutzer des Stellplatzes zu und wird seine(n) Rechtsnachfolger verpflichten, dem gleichermaßen zuzustimmen und deren Rechtsnachfolger in gleicher Weise zu verpflichten.

C.3 Energie
Energiestandard

Im „Quartier am Wiener Platz“ sind Nichtwohngebäude so zu errichten, dass sie einer Unterschreitung des Jahres-Primärenergiebedarfs QP um mindestens 35 %, gegenüber der Energieeinsparverordnung (EnEV) in der Fassung vom 18. November 2013 (EnEV 2014 mit den seit 1. Januar 2016 geltenden Anforderungen), genügen. 

Hinsichtlich des baulichen Wärmeschutzes (thermische Hülle) sind die Vorgaben der EnEV um 30 % zu unterschreiten. 
Für Wohngebäude sind die Anforderungen an ein „KfW-Effizienzhaus 55“ einzuhalten.

Energieversorgung
Das Baufeld Nord und Baufeld Süd werden über ein Nahwärmenetz an eine gemeinsame Technikzentrale, die sich in Baufeld Nord befinden wird, angeschlossen (siehe C.4. Wärmeversorgung). Zudem trägt die großflächige Belegung geeigneter Dachflächen mit Photovoltaik zur regenerativen Stromerzeugung bei.


Photovoltaik 
Vorbehaltlich anderslautender Regelungen eines Bebauungsplans verpflichtet sich der Vorhabenträger/Käufer, Dachflächen mit Solaranlagen zur Erzeugung elektrischen Stroms (Photovoltaik) auszurüsten.

Davon ausgenommen sind Dachflächen, 

- 
die in der Zeit von April bis Oktober zwischen 9 und 16 Uhr verschattet sind oder 

- 
deren Grundfunktionen der Nutzung von Solaranlagen entgegenstehen (z.B. 
Dachterrassen und Dachgärten) oder

- 
auf denen keine zusammenhängende Modulfläche von insgesamt wenigstens 
50 Quadratmeter errichtet werden kann.

Der Vorhabenträger/Käufer ist berechtigt und verpflichtet, die Photovoltaikanlage eigenständig zu errichten und für einen Zeitraum von mindestens 20 Jahre zuzüglich Inbetriebnahmejahr zu betreiben oder die Dachfläche für Errichtung und Betrieb einer Photovoltaikanlage nebst Zubehör der Landeshauptstadt Stuttgart oder einem von ihr beauftragen Dritten für diesen Zeitraum zur Nutzung zu überlassen. In letzterem Fall stimmt der Vorhabenträger/Käufer der Nutzung der gebäudeseitigen Stromverteilungsanlagen zur Belieferung der Gebäudenutzer und zur Einspeisung in das Stromnetz der allgemeinen Versorgung sowie der Unterbringung von Wechselrichtern, elektronischen Bauteilen und Speichern im Gebäude während der Laufzeit zu und weist im Rahmen seiner Planung einen geeigneten Aufstellungsort aus.

Der Vorhabenträger/Käufer ist verpflichtet, zu Lasten des Vertragsgegenstands die Eintragung einer entsprechenden beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der Landeshauptstadt Stuttgart oder von ihr beauftragter Dritter auf seine Kosten zu bewilligen und zu beantragen.

Konzeptqualitäten
Es gelten für den Gebäudestandard die Vorgaben des Energiekonzepts.

Die Anforderungen des Energiekonzepts sind mindestens zu erfüllen, die Umsetzung ist zu erläutern. Konzepte, die höhere Standards erfüllen, werden begrüßt. Dies kann die energetische Qualität der Gebäudehülle aber auch Beiträge betreffen, die helfen, Energie zu sparen und ein klimatisch angepasstes Wohnen zu ermöglichen. 
Zu bedenken sind Aspekte wie Orientierung der Nutzungen, Verschattung, Glasanteile, Haustechnik, (natürliche) Belüftung und Belichtung, Systeme mit vorkonditionierter Luftzufuhr.
Aus den Ausführungen soll zugleich hervorgehen, wie zwischen den Vorstellungen zur Energieeinsparung („Betriebsenergie“) und den dafür eingesetzten Ressourcen (Baustoffe, Dämmmaterial, Haustechnik etc.) abgewogen wird („graue Energie“ als die „indirekte“ Energiemenge, die für Herstellung, Transport, Lagerung, Verkauf und Entsorgung benötigt wird). Dieser Aspekt ist auch vor dem Hintergrund des kostengünstigen Bauens zu betrachten.

C.4 Nutzungskonzept/-vorgaben

Ein Nichterfüllen der nachfolgenden Nutzungsvorgaben führt zum Ausschluss aus dem Wettbewerbsverfahren. 

Tiefgarage
Für das Baufeld Nord ist eine separate Tiefgarage, zur Andienung der Gewerbeeinheiten, sowie für PKW- und Fahrradabstellplätze (Zufahrt von der Dornbirner Straße) vorzusehen. Angegliedert daran sind die Energiezentrale und die Grundwasserreinigungsanlage. Es besteht die Möglichkeit die Tiefgarage durch eine Unterbauung von angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen (Burgenlandstraße und Wiener Platz) zu erweitern (ca. 990 m²).

Wärmeversorgung
Das Energiekonzept sieht eine besonders nachhaltige Wärmeversorgung des „Quartiers am Wiener Platz“ unter umfänglicher Nutzung Erneuerbarer Energien über ein voraussichtlich mit Biomethan betriebenes BHKW, eine Elektro-Wärmepumpe (Nutzung der Umweltwärme durch bspw. Flächenkollektoren in der Bodenplatte, Abwasserwärmetauscher o.Ä.) und einen Gas-Spitzenlastkessel vor. Das BHKW wird bilanziell zu 100 % mit Biomethan versorgt. Das von der Landeshauptstadt Stuttgart beschlossene Energiekonzept wird von der Landeshauptstadt Stuttgart oder einem von ihr beauftragen Dritten als Contractor umgesetzt. 

Anschlusspflicht 
Der Vorhabenträger/Käufer ist verpflichtet, jedes zu errichtende Gebäude an die Wärmeversorgungsanlage anzuschließen und hieraus den gesamten Wärmebedarf der Gebäude an Raumwärme und Warmwasser zu beziehen.  Es ist unzulässig, auf dem Vertragsgegenstand eigene Anlagen zur Bereitung von Raumwärme und Warmwasser vorzuhalten oder zu betreiben. 
Der Vorhabenträger/Käufer ist verpflichtet, zu Lasten des Vertragsgegenstands die Eintragung einer entsprechenden beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der Landeshauptstadt Stuttgart oder von ihr beauftragter Dritter auf seine Kosten zu bewilligen und zu beantragen. 
Der Vorhabenträger/Käufer hat seinen Wärmehausanschluss und die haustechnischen Versorgungseinrichtungen nach den anerkannten Regeln der Technik und den technischen Anschlussbedingungen der Landeshauptstadt Stuttgart oder des von ihr beauftragten Dritten zu planen und auszuführen. Nach aktuellem Planungsstand wird die Wärmeversorgung für Raumheizung und Warmwasserbereitung auf einem Temperaturniveau (Niedertemperaturwärme mit einer maximalen Vorlauftemperatur sekundärseitig von 40°C und einer maximalen Rücklauftemperatur sekundärseitig von 30°C) erfolgen. 
Die Vorhabenträger/Käufer sind bei ihrer technischen Gebäudeausrüstung verpflichtet, die Wärmeversorgung der Gebäude über Niedertemperaturwärme, beispielsweise über Flächenheizsysteme, zu gewährleisten. Die Trinkwarmwasserbereitung ist ausschließlich in rücklauftemperatursenkender Ausführung, entweder als Speicherladesystem oder als Frischwasserstation auszuführen. Details zur jeweiligen technischen Ausführung werden noch in den Technischen Anschlussbedingungen der Wärmeversorgung festgelegt werden. 

Dezentrale Stromversorgung im Quartier
Im Rahmen der weiteren Planungen wird seitens der Landeshauptstadt Stuttgart und/oder dem von ihr beauftragten Dritten geklärt, ob eine energieeffiziente und klimafreundliche Direktbelieferung der Gebäudenutzer mit Strom, welcher im BHKW und in auf den Gebäuden zu errichtenden Photovoltaikanlagen erzeugt wird, erfolgen kann. 

Hierzu sind ggf. Gebäude in eine oder mehrere gemeinsame dezentrale Stromverteilungs- und Speicheranlage/n zu integrieren. Dies setzt eine Vereinbarung des Käufers als künftigem Eigentümer mit anderen Eigentümern der in diese Stromverteilungs- und Speicheranlage/n eingebundenen Gebäude sowie mit der Landeshauptstadt Stuttgart oder dem von ihr beauftragen Dritten voraus. Der Vorhabenträger/Käufer verpflichtet sich, Errichtung und Betrieb einer solchen Stromverteilungs- und Speicheranlage auf dem Vertragsgegenstand unentgeltlich zu dulden und an der Planung mitzuwirken, eine Anschlusspflicht an die geplante Stromverteilungs-/Speicheranlage besteht nicht. 

Leitungsverlauf, Untergeschosshöhe 
Die Wärme- und Stromversorgungsleitungen sollen im Gebäude verlegt werden. Sofern sie aus zwingenden Planungsgründen hiervon abweichend in der Tiefgarage unter der Decke verlegt werden müssen, ist der Vorhabenträger/Käufer verpflichtet, bei der Planung der Tiefgaragenhöhe den Platzbedarf der wärmegedämmten Energieversorgungsleitungen zu beachten.



Heiz-/Energieversorgungsraum
Der Vorhabenträger/Käufer verpflichtet sich zum Zwecke der Energieversorgung sämtlicher angeschlossener Gebäude im Quartier, der Landeshauptstadt Stuttgart oder einem von ihr beauftragen Dritten einen Raum im Untergeschoss unter dem Burgenlandplatz für die Dauer von 22 Jahren, mit einer Verlängerungsoption um weitere 5 Jahre, als Heiz-/Energieversorgungsraum unentgeltlich und frei von Gemeinkostenumlagen zur Nutzung zu überlassen. 
Das Nutzungsrecht des Befugten am Heiz-/Energieversorgungsraum umfasst auch das Recht zur Mitbenutzung des übrigen Baukörpers für die Errichtung der notwendigen technischen Anlagen der Wärme-/Energieerzeugung und -fortleitung sowie zu deren Betrieb und Bewirtschaftung. Die Anforderungen an die Dimensionierung des Heiz-/Energieversorgungsraums und dessen bauliche Ausgestaltung (Sockel, Lüftungs- und Versorgungsdurchbrüche, Zugänge etc.) sind vor Baubeginn mit der Landeshauptstadt Stuttgart oder dem von der Landeshauptstadt Stuttgart beauftragten Dritten abzustimmen und einzuhalten. Die Maße werden die Grundflächengröße von 150 m² und eine lichte Raumhöhe von 3,5 m nicht überschreiten. Der Vorhabenträger/Käufer ist verpflichtet, zu Lasten des Vertragsgegenstands die Eintragung einer entsprechenden beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der Landeshauptstadt Stuttgart oder von ihr beauftragter Dritter auf seine Kosten zu bewilligen und zu beantragen.

Leitungsrechte sowie weitere Verpflichtungen ergeben sich aus Teil E. 

Grundwasserreinigungsanlage (GWRA)
Technische Daten:

Die technische Beschreibung der GWRA sowie die dazu erforderlichen baulichen und räumlichen Anforderungen an den Standort der GWRA gehen aus den Anlagen 5.1 bis Anlage 5.3.2 sowie aus Teil B Grundwasser-Reinigungsanlage hervor.

Wohnraumbedarf des Sozialamtes
Die Wohnraumversorgung für Menschen mit Behinderung, Pflegebedürftige, psychisch erkrankte Menschen und Menschen mit sozialen Schwierigkeiten ist in den letzten Jahren zu einer immer schwerwiegenderen Herausforderung geworden. Das „Quartier am Wiener Platz“ eignet sich aufgrund seiner zentralen Lage im Stadtbezirk Feuerbach und der guten Nahverkehrsanbindung sehr gut für die Versorgung dieses Personenkreises mit Wohnraum. 

Im Baufeld Nord sollen folgende Wohnraumbedarfe untergebracht werden: 

1. Eine ambulant betreute Wohngemeinschaft für Menschen mit Pflegebedarf für mindestens 8 Personen (Nettofläche jeweils mind. 250 m² zzgl. Freifläche durch Balkon oder Garten/Dachgarten für ca. 10 Personen). 
Die baulichen Vorgaben des Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetzes Baden-Württemberg (WTPG) sind einzuhalten. Die ambulant betreute Wohngemeinschaft richtet sich an Seniorinnen und Senioren mit einer gerontopsychiatrischen Erkrankung oder einer körperlichen Pflegebedürftigkeit. 
Es werden keine Wohngemeinschaften für Intensivpflegepatienten entstehen. Ein Beispiel für ein mögliches Raumprogramm ist in Anlage 7 der Ausschreibung beigelegt.

2. Eine ambulante betreute Wohngemeinschaft für Menschen mit Behinderung für mindestens 8 Personen (Nettofläche jeweils mind. 250 m² zzgl. Freifläche durch Balkon oder Garten für ca. 10 Personen).

Die beiden Wohneinheiten sollen eine maximale Miethöhe von 10 Euro je Quadratmeter aufweisen, um bei Bedarf eine Sozialhilfefähigkeit der Miete sicherzustellen. 

Der Erwerber verpflichtet sich die Errichtung der oben genannten Einheiten mit der Abteilung Sozialplanung, Sozialberichterstattung und Förderung der Landeshauptstadt Stuttgart, Sozialamt, abzustimmen. Die Träger der beiden ambulant betreuten Wohngemeinschaften werden durch die Sozialplanung des Sozialamtes vorgegeben. Die realisierten Wohngemeinschaften sollen an den durch das Sozialamt vorgegebenen Träger der freien Wohlfahrtspflege vermietet oder verkauft werden. 

Für Rückfragen zur Verfügung steht: 
Ina Friedmann



Telefon:  
0711 216-59089

Landeshauptstadt Stuttgart


Fax:        
0711 216-59156

Sozialamt




E-Mail:    
Ina.Friedmann@stuttgart.de
Eberhardstr. 33

70173 Stuttgart

Beratungszentrum Jugend und Familie für Feuerbach und Weilimdorf (BZ)
Der Erwerber hat Räumlichkeiten für ein Beratungszentrum Jugend und Familie herzustellen. 

Das Beratungszentrum (BZ) des Jugendamtes gewährleistet die psycho-soziale Grundversorgung für alle Menschen von 0 bis 63 Jahren in Stuttgart. Beratungszentren sind dezentral und bezirksorientiert gegliedert. 

Das Raumprogramm des Beratungszentrums (siehe Anlage 8) beinhaltet neben den Mitarbeiterbüros, Beratungsräumen und Gruppen-/Besprechungsräumen auch Räume für Nutzungen aus dem Stadtteil, die vom BZ verwaltet werden. Diese Stadteilräume können von den Quartiersbewohnern genutzt werden (deshalb ist in diesem Räumen eine zusätzliche Teeküche vorzusehen).

Flächenbedarf 

· Das BZ benötigt gem. Raumprogramm Anlage 8 insgesamt 1.242 m². Davon sind ca. 207 m² für die Stadteilräume vorgesehen. 
Bei Erstellung der Räumlichkeiten ist darauf zu achten, dass eine spätere Drittnutzung (z.B. Büronutzung) möglich ist. Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Gebäudekonstruktion für eine nicht öffentliche Nachnutzung unproblematisch modifizierbar ist. 

Mietkonditionen

· Das BZ wird im Auftrag des Jugendamtes vom Amt für Liegenschaften und Wohnen nach Baufertigstellung angemietet werden. 

· Die maximale Miete (kalt) beträgt 15,00 Euro pro m2. 

· Die Dauer der Anmietung beträgt 25 Jahre.

Lage

· Die Zugänge des Beratungszentrums und der Stadtteilräume können sowohl nach Süden zur (verlängerten) Burgenlandstraße ausgerichtet sein als auch nach Osten Richtung Stadtbahn. Nach Möglichkeit sollte der Eingang des Beratungszentrums nicht exklusiv sein, sondern gemeinsam mit anderen Dienstleistern genutzt werden.

· Die Stadtteilräume sollten auch separat zugänglich sein und im Erdgeschoss liegen.

Stellplätze

Vorzusehen sind 2 Stellplätze für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BZ sowie Fahrradabstellplätze.

Der Erwerber verpflichtet sich die Errichtung der oben genannten Einheiten mit der Landeshauptstadt Stuttgart, Amt für Liegenschaften und Wohnen und Jugendamt, abzustimmen. 

Für Rückfragen steht zur Verfügung:

· Roland Steinmetz
Amt für Liegenschaften und Wohnen
23-3.1 Projektmanagement
T. 0711 / 216 91411
roland.steinmetz@stuttgart.de
Teil D
Projektkoordination/Schnittstellen
D.1 Schnittstelle Fa. Friedrich Klumpp GmbH
Die im Innenbereich der Baublöcke befindliche Fläche (MI1: BN3, BN4) wird voraussichtlich von der ansässigen Fa. Friedrich Klumpp GmbH zeitglich mit dem Hochbauprojekt des Baufeldes Nord (BN1, BN2) errichtet. Aufgrund des hieraus entstehenden Abstimmungsbedarfs, insbesondere während der späteren Bauphase, verpflichtet sich der zukünftige Erwerber dies mit der Fa. Friedrich Klumpp GmbH entsprechend abzustimmen. 
D.2 Abhängigkeiten/Projektsteuerung 
Es bestehen zwischen den einzelnen Baufeldern und der vorgesehenen Bebauung auf dem gesamten Projektareal des Quartiers am Wieder Platz in vielfältiger Hinsicht Abhängigkeiten. 
Jeder zukünftige Erwerber verpflichtet sich, bei erkennbaren Auswirkungen auf Nachbarn seine Konzeption, Planung und Berechnung des Bauvorhabens und dessen Erstellung so zu gestalten und zügig durchzuführen, dass die Nachbargrundstücke in geringstmöglichem Umfang beeinträchtigt werden. 

Um trotz der Verschränkungen und Verknüpfungen der Grundstücke, die sich aus den Abhängigkeiten ergeben einen geordneten und zügigen Planungs- und Bauablauf auf allen Grundstücksflächen auf dem Areal erreichen zu können, wird die Landeshauptstadt Stuttgart projektsteuernd tätig und bedient sich im späteren Ablauf eines baustellentechnischen Koordinators. 
Die zukünftigen Erwerber verpflichten sich, sich an den Kosten des baustellentechnischen Koordinators zu beteiligen. 

Der Landeshauptstadt Stuttgart obliegt die grundsätzliche Steuerung der Planungs-Berechnungs-, und Bauabläufe auf dem Projektareal die durch Verknüpfungen baulicher oder statischer Art direkt Auswirkungen auf benachbarte Grundstücke haben. Die Landeshauptstadt Stuttgart kann nach billigem Ermessen entscheiden. Mit Beendigung der Neubaumaßnahme erlöschen die Obliegenheiten der Stadt. 

Jeder Erwerber hat die Festlegungen und Anweisungen der Landeshauptstadt Stuttgart zu berücksichtigen und zu erfüllen. Im Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag werden diese Verpflichtungen der einzelnen Erwerber gegenüber der Stadt als Grundstückseigentümer als Hauptpflicht begründet.

Weiterführende Regelungen hierzu werden in der quartiersübergreifenden Grundlagenvereinbarung vgl. Teil E getroffen. 

D.3 Haftungsausschluss während der Projektphase
V.I
Ansprüche gegenüber der Stadt im Zusammenhang mit Projektsteuerungs-, Baustellenlogistik- und sonstigen projektbezogenen Leistungen
Die Stadt erbringt in Bezug auf das „Quartier am Wiener Platz“ in Stuttgart-Feuerbach zugunsten aller Erwerber verschiedene Projektsteuerungs-, Baustellenlogistik- und sonstige projektbezogene Leistungen (nachstehend "Projektleistungen" genannt). Alle Projektleistungen erbringt die Stadt gegenüber den Erwerbern aus Gefälligkeit, unentgeltlich und ohne Rechtsbindungswillen.
Für etwaige Primär- und Sekundäransprüche des Erwerbers bzw. aus den Projektleistungen wird auf folgendes hingewiesen:

V.I.1
Primäransprüche


Dem Erwerber stehen gegenüber der Stadt - im Hinblick auf die vorstehend umschriebene Sondersituation - keine Ansprüche auf Erfüllung der Projektleistungen zu.

V.I.2
Sekundäransprüche
Für Sekundäransprüche gilt folgendes: 
V.I.2.1
Die Stadt haftet gegenüber dem Erwerber auf Schadenersatz und auf Ersatz der vergeblichen Aufwendungen im Sinne des § 284 BGB (nachstehend insgesamt "Schadenersatz" genannt) wegen Schlechterfüllung, Verzug oder wegen Verletzung sonstiger vertraglicher oder außervertraglicher Pflichten im Zusammenhang mit den Projektleistungen nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Die vorstehende Haftungsbeschränkung gilt nicht bei Verletzungen des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos, der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten (vgl. Ziff. V.I.2.5) sowie bei der Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz.

V.I.2.2
Der Schadenersatz wegen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten (vgl. Ziff. V.I.2.5) ist auf den Ersatz vertragstypischer Schäden beschränkt, die die Stadt bei Abschluss des Vertrages über die Projektleistungen aufgrund der für die Stadt erkennbarer Umstände als mögliche Folge hätten voraussehen müssen, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos sowie nach dem Produkthaftungsgesetz gehaftet wird.

V.I.2.3
Sämtliche Haftungsbeschränkungen gelten im gleichen Umfang für Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen der Stadt.

V.I.2.4
Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Erwerbers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.

V.I.2.5
Wesentliche Vertragspflichten im Sinne der vorstehenden Ziffern V.I.2.1 und VI.2.2 sind solche Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages über die Projektleistungen überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Erwerber regelmäßig vertrauen darf und vertraut hat.
Entsprechende Regelungen hierzu werden im späteren Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag geschlossen. 

Teil E
vertragliche und sonstige rechtliche Regelungen
E.1 Vertragliche Regelungen
Die hier aufgeführten Regelungen sind nicht abschließend und werden während der Vertragsverhandlungsphase entsprechend erweitert bzw. konkretisiert. 
Kaufpreisfälligkeit

10 % des Kaufpreises sind 4 Wochen nach Kaufvertragsabschluss fällig.
90 % des Kaufpreises sind 4 Wochen nach Rechtskraft des Bebauungsplans oder Erteilung Baugenehmigung fällig. 
Erbbaurecht:

Grundlage der Berechnung ist der Verkehrswert. Für den freifinanzierten Wohnungsbauteil gilt ein Erbbauzins von 4 %, für den gewerblichen Teil beträgt der Erbbauzins anteilig auf die Gewerbefläche gerechnet 7 %. 

Städtebauliches und architektonisches Konzept

In den Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag wird eine geeignete vertragliche Absicherung zur Realisierung des Vorhabens mit hochwertigen architektonischen Anordnungen zur Integration in die umgebende Bebauung aufgenommen werden.

Das architektonische Konzept wird durch Vertragsstrafen im Kaufvertrag/ Erbbaurechtsvertrag gesichert. 

Darüber hinaus wird in der Optionsvereinbarung verankert, dass im Falle von wesentlichen Planänderungen des Investors nach dem Vergabeverfahren, der Grundstücksverkauf nicht vollzogen wird. Wesentliche Planänderungen werden vom Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung unter Mitwirkung des Gestaltungsbeirates beurteilt.
Einhaltung der planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Quartier am Wiener Platz (Feu 251):

Die Festsetzung des Bebauungsplanes „Quartier am Wiener Platz (Feu 251)“ sind einschlich verfahrensbedingter Änderungen vollumfänglich einzuhalten sowie umzusetzen. Im Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag wird eine entsprechende vertragliche Absicherung aufgenommen. 
Bauverpflichtung

In den Vertrag wird eine Bauverpflichtung des Vorhabenträgers aufgenommen, in der dieser sich verpflichtet, das Vorhaben nach den in der Ausschreibung genannten bzw. mit dem Grundstückseigentümer ausgehandelten Bedingungen innerhalb einer bestimmten Frist zu realisieren. 

Baulasten
Der Erwerber verpflichtet sich, bei Bestellung von Baulasten mitzuwirken und, sofern die Bestellung bereits erfolgt ist, sie mit Eigentumsumschreibung zu übernehmen. 

Grundwasserreinigungsanlage (GWRA)

Der Zugang zum Standort der GWRA muss für die Sachverständigen und Anlagentechniker, die von dem ausführenden Amt (TBA) und der Überwachungsbehörde (AfU) mit der Anlagenkontrolle und -wartung beauftragt werden, jederzeit möglich sein. Dies ist rechtsverbindlich zu bestätigen. Für den Zugang zum Standort der GWRA sind entsprechende Schlüssel etc. zur Verfügung zu stellen. 

Die Entleerung und Befüllung der GWRA mit Absorptionsmittel und Aktivkohle sowie Absaugung des Schlamms aus dem Schlammauffangbehälter erfolgt mittels Saug-/Spülwagen. Die An- und Abfahrt des Saug-/Spülwagens für die Entleerung und Befüllung der GWRA oder An- und Abfahrten von Transportern und LKW für Installations- und Wartungszwecke an der GWRA ist sowohl bei ebenerdiger Unterbringung (Variante 1) oder Unterbringung in der Tiefgarage (Variante 2) der GWRA jederzeit zu gewährleisten. Dies ist rechtsverbindlich zu bestätigen.
Es ist zu gewährleisten, dass die Zulaufleitungen vom jeweiligen Standort der östlich und südöstlich des Baufeldes liegenden Sanierungsmessstellen als unterirdisch und frostsicher verlegte Anschlussleitungen bis zur Außenwand der Neubebauung und von dort weitergehend mittels Leitungsdurchlässen und Rohrleitungen bis an den Standort der GWRA verlegt werden können. Auch ist zu gewährleisten, dass sämtliche weiteren erforderlichen Anschlüsse gemäß den Vorgaben in Anlage 5.1 für Installation, Betrieb und Wartung der GWRA am Standort der GWRA vorhanden sind. Sämtliche anfallenden Betriebskosten der GWRA übernimmt die Stadt. 

E.2 Grundlagenvereinbarung

Neben dem Kaufvertrag/Erbbaurechtsvertrag wird federführend durch die Landeshauptstadt Stuttgart eine Grundlagenvereinbarung erstellt. In dieser werden die vorgesehenen Abfolgen und Verantwortlichkeiten festgelegt und die Abhängigkeiten der Baufelder untereinander und die daraus folgenden Verpflichtungen für die einzelnen Erwerber dargestellt.

Der Erwerber hat in diese Urkunde einzutreten und die für Ihn getroffenen Regelungen zu übernehmen. Ebenso verpflichtet sich der Erwerber an den Kosten dieser Urkunde zu beteiligen. 

E.3 Wärmeversorgung

Anschlussantrag, Anschlusskostenbeitrag

Dies beinhaltet insbesondere die Herstellung des Hausanschlusses einschließlich Tiefbau, Hausanschlussleitungen (Vor- und Rücklauf), Hauseinführung (ohne Kernbohrungen bzw. Mauerdurchbrüche) sowie Übergabestation (ohne Warmwasserbereitung).
Der Vorhabenträger/Käufer ist verpflichtet, zeitgleich mit der Einreichung der Bauvorlagen im Sinne des § 53 LBO (Landesbauordnung für Baden-Württemberg) einen Antrag zur Herstellung eines Hausanschlusses für die Wärmeversorgung jedes zu errichtenden Gebäudes bei der Landeshauptstadt Stuttgart oder bei dem von ihr beauftragten Dritten zu stellen (unter Verwendung eines bereitgestellten Vordrucks). 
Mit dem Antrag hat der Vorhabenträger/Käufer alle zur Ermittlung des künftigen Wärmebedarfs sowie zur Herstellung des Hausanschlusses notwendigen Angaben, insbesondere zum Heizenergieverbrauch und der Heizleistung von auf dem Vertragsgegenstand befindlichen Gebäuden, Wohnungen oder sonstigen Räumen, zu den Spezifika der Gebäudenutzung sowie zur Lage der Übergabestationen, einzureichen. 
Der Vorhabenträger/Käufer hat dazu eine Energiebedarfsberechnung nach EnEV für alle anzuschließenden Gebäude und Wohnungen vorzulegen. Die Landeshauptstadt Stuttgart oder der von ihr beauftragte Dritte wird die angegebene Anschlussleistung auf Plausibilität prüfen und behält sich Korrekturen vor.
Der Vorhabenträger/Käufer leistet für den Anschluss an die Wärmeversorgung einen pauschalen Anschlusskostenbeitrag in EUR/m², welcher mit dem Grundstückserwerb in Rechnung gestellt wird und Anschlüsse bis 15 m Leitungslänge und bis zu 300 kW Anschlussleistung abdeckt. Kosten für darüberhinausgehende Anschlüsse werden gesondert in Rechnung gestellt. Eine Rückvergütung von bereits im Kaufpreis enthaltenen Anschlusskostenbeiträgen im Falle baulicher Planungs- oder Projektänderungen erfolgt nicht.
Jedes wärmeversorgte Grundstück bedarf grundsätzlich eines eigenen Hausanschlusses.

Wärmeliefervertrag
Die Inbetriebnahme des Wärmehausanschlusses und die Versorgung mit Wärme erfolgen auf Grundlage privatrechtlicher Verträge zwischen dem Vorhabenträger/Käufer und der Landeshauptstadt Stuttgart oder einem von der Landeshauptstadt Stuttgart beauftragten Dritten nach Maßgabe der AVBFernwärmeV (Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme vom 12.06.1980) über eine 15-jährige Erstlaufzeit. Der Vertragsabschluss erfolgt auf Anforderung der Landeshauptstadt Stuttgart oder des von der Landeshauptstadt Stuttgart beauftragten Dritten nach Vorliegen sämtlicher Wärmebedarfe und kalkulationserheblicher Angaben.

Duldungspflichten

Der Vorhabenträger/Käufer verpflichtet sich, das Anbringen, Verlegen und Unterhalten von Wärme- und Energieversorgungsanlagen (z.B. Anlagen zur Erzeugung, Verteilung oder Speicherung wie Leitungen, Übergabestationen, Messeinrichtungen, Anlagen zur Nutzung von Umweltenergiequellen (z.B. Abwasserwärme, Erdwärme der Grundstücke, Grundwasserwärme, Abwärme von technischen Anlagen)) sowie erforderliche Schutzmaßnahmen durch den Landeshauptstadt Stuttgart oder von ihr beauftrage Dritte unentgeltlich zuzulassen und zu dulden. 
Dies gilt auch für den Fall, wenn zur Versorgung anderer Grundstücke mit Strom und Wärme, die Inanspruchnahme des eigenen Grundstücks nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand zu vermeiden wäre. 
Der Landeshauptstadt Stuttgart oder der von ihr beauftragen Dritten ist verpflichtet, die Lage solcher Einrichtungen dem Vorhabenträger/Käufer zur Abstimmung vorzulegen. 
Der Vorhabenträger/Käufer ist berechtigt, die Lage der Leitungen und Anlagen auf sein Nutzungskonzept abzustimmen und entsprechende Anpassungen zu fordern.


Der Vorhabenträger/Käufer ist verpflichtet, zu Lasten des Vertragsgegenstandes die Eintragung einer entsprechenden beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der 
Landeshauptstadt Stuttgart oder von ihr beauftragter Dritter zu bewilligen und zu beantragen. Die Kosten für die Eintragung der Dienstbarkeit trägt der Vorhabenträger/Käufer.
Teil F
Anlagen
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